
Europa hilft Karikatur: Mester
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Die hessische Zeitung zur Deutschen Bank:
„Der Konzern hat in den vergangenen
Jahrzehnten so viele Strategiewechsel
und neue Renditeziele verkündet, dass
es schwer ist, den Überblick zu behal-
ten. So mag der Verkauf der Postbank
bei genauer Analyse nachvollziehbar
sein. Doch in der öffentlichen Wahr-
nehmung bleibt hängen, dass die
Deutsche Bank den Kauf zunächst als
großen Wurf verkauft hat, nur um
dann festzustellen, dass die Bonner
Tochter doch nur eine Bürde ist.“

Das Blatt zur Deutschen Bank:
„Die Deutsche Bank hat sich eine or-
dentliche Schrumpfkur verordnet. In
den nächsten fünf Jahren sollen die
jährlichen Kosten um rund 3,5Milliar-
den Euro gedrückt werden. Für bis zu
200 Filialen könnte das das Aus bedeu-
ten. Das Institut hat nichts aus der Fi-
nanzkrise gelernt. Vor drei Jahren hat
die Deutsche Bank selbstbewusst ge-
tönt, dass sie zu den größten und bes-
ten Banken gehören will. Das hat
nichtwirklich geklappt.“

● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ●

PRESSESTIMMEN

● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ●

Die Zeitung zur Großen Koalition:
„Der Großen Koalition, die das Land
außenpolitisch souverän durch Euro-
krise und Nahostkrieg steuert, gelingt
innenpolitisch wenig. Den Partnern
fehlt nicht nur jede gemeinsame Idee,
wie man dieses Land zukunftsfähig
machen kann, sondern auch das nöti-
ge Problembewusstsein. Verwöhnt
von einem kleinen Wirtschaftswun-
der leugnet sie jeden Reformbedarf.“

Die Zeitung ausMünchen zur Koalition:
„Der vergleichsweise ordentliche Zu-
stand der Koalition und die Schwäche
der Opposition sind Merkels dickste
Ruhekissen: Sie wird zu Hause nicht
gefordert. Auch wenn CDU, CSU und
SPD darüber offenkundig stundenlang
streiten können, wird diese Koalition
nicht zerbrechen an Dokumentations-
pflichten und der Abgrenzung von Eh-
renämtern beimMindestlohn.“
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●➲ Reise-Tipp
Die Alpenrepublik geht auch flach – am
Neusiedler See in Österreich trifft man
überall auf Vogelbeobachter – und im
Weinberg auf Bio-Winzer mit Liebe zum
Beton.

www.mittelbayerische.de/reise

●➲ Video des Tages

Diskutieren Sie mit uns weiter unter
www.mittelbayerische.de/facebook

Das Bistum Regensburg reagiert auf
das Misstrauen der Opfer. DerWeiße
Ring untersucht die Übergriffe bei den
Domspatzen.
www.mittelbayerische.de/video

Die Stadt Regensburg be-
gräbt die Idee, Bäume auf
dem Ernst-Reuter-Platz
zu pflanzen.

●➲ Meistgelesen

01 „Verletzte bei Motorradunfall“ Ein
Fahranfänger übersah bei Runding den
Fahrer eines Geländemotorrads und
rammte die Maschine frontal.

02 „Licht aus beim SSV“ Nach dem
Remis gegenMainz ist der Regensbur-
ger Drittligist so gut wie abgestiegen.

03 „Polizei stoppt Liebesakt“ Ein An-
wohner ruft in Lörrach die Polizei, weil
ihm ein Liebesakt zu laut ist.

04 „Hitlers Musterbetrieb“ In den
Messerschmitt-Werken Regensburg
wurden Zwangsarbeiter ausgebeutet.

05 „Flüchtiger verwahrt“ Christoph
Janßen hatte eine 15-Jährigemiss-
braucht.

06 „Pause vom Sommer“ Eine Tief-
druckrinne verlagert sich in Richtung
Regensburg.

07 „Europabrunnen Regensburg“ Die
Stadt verwirft den Plan, Bäume am
Ernst-Reuter-Platz zu pflanzen.

08 „Gebrauchtwagenzentrum“ Nach
einem Jahr Bauzeit können Kunden
200Gefährte in Regensburg bewun-
dern.
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Reaktionen der User

Da passt doch locker noch ein Hoch-
haus hin ... Robert

EineWasser-, bzw. Brunnenlösung
jetzt daraus zu machen ist auch keine
schlechte Idee ;) man kann ja zwei klei-
ne Bäume auch noch eventuell rechts
davon hinplatzieren :) Patrick

Würd auf dem Platz n flippigen Burger-
laden aufmachen. Lukas

Sind doch genug Bäume Andreas

Bäume sind aber auch oldschool.... :P
Annette

-Thema
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roße Koalitio-
nen sind Aus-
nahmeerschei-

nungen. Zumindest
sollten sie das sein. Die
Verbindung der stärks-
ten Parteien bringt
nicht nur eine geballte
Machtfüllemit sich; sie
schwächt gleichzeitig
die Opposition und da-
mit das politische Kor-
rektiv. Im günstigsten
Fall führt eine große Koalition zu ei-
ner Art Konsensregierung, weil sie die
größten politischen Strömungen in
sich vereint. Dass das funktionieren
kann, hat sich in den Jahren der Fi-
nanzkrise 2008/2009 eindrucksvoll ge-
zeigt. Aber der Normalfall ist, dass gro-
ße Koalitionen keine Liebesheiraten
sind.Was dabei herauskommt, erle-
benwir innenpolitisch jetzt: Politik
des kleinsten gemeinsamenNenners.
Oder eben auch einmal: gar nichts.

Sechs Stunden haben die Koalitio-
näre von CDU, CSU und SPD am Sonn-
tagmiteinander verbracht, um amEn-
de zu keinemBeschluss zu kommen.
Man ist sich einig, dass es Gesprächs-
bedarf gibt, was nichts anderen heißt,
als dass Schwarz-Rot sein gemeinsa-
mes Pulver verschossen hat. Nun zei-
gen beide Partnermit dem Finger auf-
einander, weil jeweils der andere
Schuld hat, dass nichtsmehr passiert.

Besonders deutlich zeigt sich das
beimMindestlohn. Die Union, allen
voran die CSU, stört sich an der ihrer
Meinung nach überbordenden Büro-
kratie. Undweil sich in dieser Sache
nichts tut, hat CSU-Chef Horst Seeho-
fer per Interview verkündet, dass die
SPD nicht nur derWirtschaft, sondern
auch sich selbst einen Bärendienst er-
weise, wenn sie sich nicht den Forde-
rungen beuge, die Dokumentations-
pflicht neu zu regeln. Es ist keinWun-
der, dass die Genossen Seehofer kalt
abblitzen haben lassen.Wer lässt sich
schon gerne per Interview belehren?

Auch eine Einigung über die Neure-
gelung des Länderfinanzausgleichs,
einHerzensanliegen des CSU-geführ-
ten Bayern, ist vertagt worden, ebenso
wie die Zukunft des „Solis“. Manwird
sich nicht einig. Und die Kanzlerin?
Schweigt.Warum auch nicht? Still-
stand ist besser als Umbruch. Zumin-
dest für dieWähler, die an Angela
Merkel vor allem schätzen, dass sie sie
in Ruhe lässt und dafür sorgt, dass
nichts schlechter wird im Land. Das
aber genau ist der Denkfehler.

G Vor zehn Jahrenwaren
inDeutschland fünf
MillionenMenschen
ohne Arbeit. In den
langen Jahren der
Kohl-Regierung fielen
historische Entschei-
dungen, innenpoliti-
sche Reformen aber
blieben aus. Eswar die
Politik der Agenda
2010 unter Rot-Grün,
die dieWeichen stellte,

über die Deutschland in Richtung
Wohlstand rollte. Heute, woMerkels
Regierung auf internationalem Parkett
– sieheUkraine-Krise – zurecht hohes
Ansehen genießt, ist innenpolitisch
ein ähnlicher Stillstand erreichtwie
vor der Agenda.

Schwarz-Rot hat bislang keine gro-
ßen Reformen angestoßen, sondern
sich selbst wechselseitig beschenkt
mit dem,wasman denWählern ver-
sprochen hat. SieheMütterrente, Ren-
temit 63 oder Pkw-Maut. DerMindest-
lohn hätte am ehesten revolutionäres
Potenzial in die eine oder andere Rich-
tung, doch der Streit zwischen den Par-
teien, die ihn eingeführt haben, lässt
wenig Zweifel an seiner Zukunft, soll-
te die SPD einmal nichtmehr in der
Regierung sein. DieWirtschaft klagt
laut über Fachkräftemangel, doch ein
Zuwanderungsgesetzwird diese Koali-
tion nicht beschließen. Entlastungen
der Bürger übrigens ebensowenig; wer
wie Seehofer die Abschaffung des „So-
li“ als „größte Steuerentlastung“ preist,
mag Recht haben. Doch bis 2029 – die-
ses Datumhat er angepeilt – vergehen
noch 14 Jahre. Ja, es stimmt: Der billige
Euro fördert den Export, derWirt-
schaft geht es gut, die Steuereinnah-
men steigen. Doch zu glauben,
Deutschland könnte seinen Status
Quo über 14 Jahre halten, vergisst die
Krisen in allerWelt, die aufstrebenden
Schwellenländer, die weltweite Ver-
knappung der Ressourcen, den demo-
grafischenWandel und ist blind für
die Folgen der Globalisierung, deren
massivste Auswirkung –weltweite
Migrationsbewegungen –wir gerade
mit vollerWucht erleben.

Union und SPDmachen im zweiten
Jahr der Zwangsehe bereitsWahl-
kampf – und zwar gegeneinander.
Wer, wenn nicht eine große Koalition,
hätte dieMacht für große Reformen?
Schwarz-Rot ist derzeit nur gut für gro-
ßeWorte und großen Stillstand. Noch
funktioniert das. Die Frage ist, wie lan-
ge noch.
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KOMMENTAR

KOALITIONUnion und SPD verhaken sich imKlein-Klein der
Parteipolitik. Dabei wäre es Zeit für großeWürfe.

Der große Stillstand
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VON CHRISTIAN
KUCZNIERZ, MZ
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➥ Diskutieren Sie mit uns auf:
Facebook, Twitter und Google+
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WEITERE KOMMENTARE

DeutscheBank:Der Strategiewechsel
beruht nicht auf einer Vision, sondern ist
eine Rolle rückwärts. ➤ SEITE 10

Aufklärung: Eine externe Instanz soll bei
DomspatzenMisstände untersuchen . Es
ist höchste Zeit. ➤ SEITE 3

Das ist eine gute Nachricht für knapp
900 000 einkommensschwache Haus-
halte in Deutschland. Zum 1. Januar
2016 soll das Wohngeld erhöht wer-
den. Mit diesem Beschluss arbeitet die
Bundesregierung den nächsten Punkt
des Koalitionsvertrages erfolgreich ab.
Jetzt muss der Gesetzentwurf aller-
dings noch Bundestag und Bundesrat
durchlaufen.

Es wird aber auch Zeit, dass die
Wohngeldreform endlich auf denWeg
gebracht wird. Die letzte Erhöhung
stammt aus dem Jahr 2009. Im Jahr
2011 wurden die Wohngeldleistungen
von der damaligen CDU/CSU- und
FDP-Koalition sogar gekürzt. Die erst
2009 von der großen Koalition einge-
führte Heizkostenkomponente wurde
wieder gestrichen. Die Erhöhung des
Wohngeldes bzw. des Lastenzuschus-
ses für einkommensschwächere Mie-
ter- bzw. Eigentümerhaushalte ist
längst überfällig. Wir bedauern aller-
dings, dass mit der jetzt beschlossenen
Wohngeldreform die Heizkostenkom-
ponente bzw. besser noch die Energie-
kostenkomponente nicht wieder ein-
geführt werden soll.

Trotzdem können sich viele Haus-
halte ab 2016 über mehr Wohngeld

freuen bzw. zahlreiche Haushalte wer-
den erstmals Wohngeld, den staatli-
chen Zuschuss zumWohnen erhalten.
So sollen die Tabellenwerte, das heißt
letztlich die Auszahlungsbeträge, an
die Entwicklung derWohnkosten und
der Verbraucherpreise angepasst und
um durchschnittlich 39 Prozent er-
höhtwerden.

Die Miethöchstbeträge, das heißt
die Mietobergrenzen, bis zu denen die
Miete mit Wohngeld bezuschusst
wird, werden ebenfalls erhöht – je
nach Mietstufe zwischen 7 Prozent in
der Mietenstufe 1 und 27 Prozent in
der Mietenstufe 6. Die sechs Mieten-
stufen orientieren sich an den Durch-
schnittsmieten, dieWohngeldempfän-
ger zahlen müssen. Städte wie Mün-
chen, Stuttgart, Hamburg oder Frank-
furt haben die Mietenstufe 6. Im Er-
gebnis, rechnet das Bundesministeri-
um für Umwelt, Naturschutz, Bau und
Reaktorsicherheit, wird sich das
Wohngeld für einen Zweipersonen-
haushalt von derzeit durchschnittlich
112 Euro auf 186 Euro erhöhen.

Allerdings wird Wohngeld nur auf
Antrag gezahlt oder erhöht. Ob und in
welchem Umfang Anspruch auf
Wohngeld besteht, hängt von der Fa-
miliengröße, dem Haushaltseinkom-
men und der gezahlten bzw. der auf-
grund der Miethöchstbeträge zu be-
rücksichtigenden Miete ab. Das ist
kompliziert, aber die örtlichen Wohn-
geldstellen oder Mietervereine helfen
dabei.

Wenn das Gesetz jetzt in den Bun-
destag eingebracht wird, sollte aus un-
serer Sicht noch an einigen Stellen
nachgebessert werden. So plädieren
wir dafür, dass beimWohngeld wieder
eine Heizkosten- bzw. Energiekosten-
komponente eingeführt wird. Außer-
dem sollte der Gesetzentwurf dahinge-
hend konkretisiert werden, dass
Wohngeldleistungen künftig nicht
nur alle vier Jahre überprüft, sondern
dann auch tatsächlich den veränder-
ten Lebensumständen angepasst wer-
den.

Wichtig ist auch, dass Haushalte,
die bisher Grundsicherung erhalten
haben und künftig Wohngeld bekom-
men werden, keine finanziellen Nach-
teile erleiden dürfen, zum Beispiel da-
durch, dass sie die GEZ-Gebühren oder
Versicherungen selbst zahlen müssen
oder keinen Anspruch mehr auf Sozi-
altickets haben.

GESELLSCHAFTNeben den hö-
herenWohngeldleistungen
bedarf es auch einer Heiz-
kosten-, besser noch einer
Energiekostenkomponente.

DieReformgreift zukurz

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!

➜ Die Außenansicht gibt die subjektive
Meinung des Autors wieder und nicht
unbedingt die der Redaktion.
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AUSSENANSICHT

LUKAS SIEBENKOTTEN
Bundesdirektor Deutscher Mieterbund
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